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Qualitätssicherung 

Neue Mindestmengen gelten bei Eingriffen an 
der Speiseröhre und bei der Versorgung von 
untergewichtigen Frühgeborenen – Vorgabe 
bei Nierentransplantation bestätigt 
Berlin, 17. Dezember 2020 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
hat seine Mindestmengenregelungen für komplexe Eingriffe an der Spei-
seröhre (Ösophagus), für die Versorgung von Neugeborenen mit einem 
Geburtsgewicht unter 1.250 Gramm sowie für Nierentransplantationen 
überarbeitet. Ausgehend von aktuellen Auswertungen erhöhte der G-BA 
für Eingriffe am Ösophagus die geforderte Mindestmenge an Operatio-
nen von derzeit 10 auf 26 pro Jahr und Krankenhausstandort. Ebenso 
setzte er die Vorgaben für Zentren hoch, die sehr untergewichtige Neu-
geborene betreuen. Künftig müssen sie mindestens 25 Kinder pro Jahr 
und Standort versorgen und nicht mehr nur 14. Bei Nierentransplantati-
onen (inkl. Lebendspende) bestätigte der G-BA die bisherige Vorgabe 
von mindestens 25 Eingriffen pro Jahr und Krankenhausstandort. Der 
G-BA berücksichtigt bei seinen Mindestmengenregelungen den wissen-
schaftlich nachweisbaren Zusammenhang zwischen der Leistungsmenge 
und der Qualität des Eingriffs. Um Patienten sicherer und risikoärmer zu 
behandeln, sollen besonders schwierige planbare Eingriffe nur in jenen 
Kliniken vorgenommen werden, die damit ausreichend Erfahrung ha-
ben. 

Zudem aktualisierte der G-BA den Katalog der Prozeduren und Leistun-
gen, die berücksichtigt werden können, um die jeweils festgelegte Min-
destmenge zu erfüllen. 

Die beschlossenen Veränderungen werden schrittweise in den nächsten 
Kalenderjahren umgesetzt. Wissenschaftliche Basis der heute gefassten 
Beschlüsse bilden die vom G-BA in Auftrag gegebenen Auswertungen 
des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen 
(IQWiG) zum Zusammenhang zwischen Leistungsmenge und Qualität 
des Behandlungsergebnisses bei komplexen Eingriffen am Organsystem 
Ösophagus (Speiseröhre) und bei Nierentransplantation jeweils vom Ap-
ril 2020. 

Mindestmenge bei Eingriffen an der Speiseröhre  

Durch die anatomische Lage der Speiseröhre – ausgehend vom Rachen-
raum über Hals, Brustkorb, Zwerchfell bis in den Magen – verlangen Ein-
griffe daran oft nach einem interdisziplinären Vorgehen. Daher knüpft 
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  der G-BA die Mindestmenge hier bewusst an den Klinikstandort und 
nicht an einzelne Ärztinnen oder Ärzte. Das Institut für Qualitätssiche-
rung und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) hat im Auftrag des 
G-BA berechnet, dass sich die neue Standortverteilung auf die Wegstre-
cken für die Patientinnen und Patienten auswirken wird. Für die Versor-
gung birgt eine längere Wegstrecke nach der wissenschaftlichen Analyse 
keine Risiken, da es sich ausschließlich um planbare Operationen han-
delt, nicht um Notfälle. Vielmehr überwiegt bei der Konzentration der 
Eingriffe auf weniger Standorte der insgesamt zu erwartende Qualitäts-
gewinn: weniger Komplikationen und Todesfälle. 

Der G-BA hat folgende Übergangsregelung beschlossen: Für die Kalen-
derjahre 2021 und 2022 gilt weiterhin eine Mindestmenge von 10 Ein-
griffen pro Jahr/Standort. Außerdem können im Kalenderjahr 2021 zur 
Erfüllung der Mindestmengen die bisherigen OPS-Kodes einbezogen 
werden. Ab dem Kalenderjahr 2023 gilt dann eine jährliche Mindest-
menge von 26 Eingriffen pro Krankenhausstandort. Es können dann 
auch nur noch die in den Mindestmengenregelungen aufgeführten Ein-
griffe, definiert nach OPS-Kodes, angerechnet werden. 

Mindestmenge Nierentransplantation (inkl. Lebendspende) 

Nierentransplantationen (inkl. Lebendspenden) sind hochkomplexe und 
spezialisierte Eingriffe, die einen Bezug zwischen Krankenhausstandort 
und Mindestmenge notwendig machen. Insgesamt bleiben Transplanta-
tionszentren für Patientinnen und Patienten trotzdem gut erreichbar, 
wie die wissenschaftlichen Analysen des IQTIG zeigen. Der längere Weg 
wird aus Sicht der Patienten durch einen Zugewinn bei der Behandlungs-
qualität ausgeglichen. Für Nierentransplantationen gilt übergangsweise 
ebenfalls, dass bestimmte OPS-Kodes im Rahmen der Prognosedarle-
gung für das Kalenderjahr 2022 weiterhin angerechnet werden können. 

Mindestmenge für die Betreuung von untergewichtigen Neugeborenen 

Die Versorgung von Neugeborenen mit einem Geburtsgewicht von we-
niger als 1.250 Gramm stellt Krankenhäuser vor große Herausforderun-
gen. Die Kinder und ihre Eltern brauchen eine intensive Betreuung durch 
interdisziplinäre und multiprofessionelle Teams. Mit der erhöhten Min-
destvorgabe – von 14 auf 25 Fälle pro Jahr/Standort – trägt der G-BA 
diesem Umstand Rechnung. Ab 2024 dürfen nur noch jene Spezialklini-
ken (Perinatalzentren Level-1) diese untergewichtigen Neugeborenen 
versorgen, die die erhöhten Mindestvorgaben erfüllen. In der Über-
gangszeit bis dahin gilt die bisherige Mindestmenge. Durch die neue 
Mindestmenge wird die Anzahl der Zentren vermutlich leicht sinken. Die 
neue Standortverteilung und die veränderten Fahrtzeiten führen zu kei-
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  nen zusätzlichen Risiken für Schwangere und Kinder. Aus den analysier-
ten Studien wird zugleich sichtbar, dass der Gewinn an Versorgungsqua-
lität diesen Umstand mehr als aufwiegt. 

Corona-Pandemie: Ausnahmeregelung 

Konnten Krankenhäuser wegen der Corona-Pandemie nachweislich be-
stimmte planbare Eingriffe nicht vornehmen, können sie dies bei der 
Prüfung, ob für das Folgejahr die Mindestmenge erreicht werden kann, 
geltend machen: Um betroffenen Krankenhäusern Planungs- und 
Rechtssicherheit zu gewähren, bewertet der G-BA die Corona-Pandemie 
als „weiteren Umstand“ gemäß § 4 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Mindest-
mengenregelungen, der im Rahmen einer Prognose der berechtigt zu er-
wartenden Eingriffe berücksichtigt wird. 

Die Änderungen der Mindestmengenregelungen treten nach Veröffentli-
chung im Bundesanzeiger mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. 

Hintergrund: Mindestmengen für planbare stationäre Leistungen 

Der G-BA ist gesetzlich beauftragt, planbare stationäre Leistungen zu be-
nennen, bei denen ein Zusammenhang zwischen der Häufigkeit von Be-
handlungen und der Qualität der Versorgung besteht. Für diese Leistun-
gen legt er auf Basis der verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse 
Mindestmengen je Ärztin und Arzt und/oder Standort eines Kranken-
hauses fest. 

Zu folgenden Leistungen hat der G-BA bereits Mindestmengen festge-
legt: 

• Lebertransplantation (inkl. Teilleber-Lebendspende) 
• Nierentransplantation (inkl. Lebendspende) 
• komplexe Eingriffe am Organsystem Ösophagus (Speiseröhre) 
• komplexe Eingriffe am Organsystem Pankreas (Bauchspeichel-

drüse) 
• Stammzelltransplantation 
• Kniegelenk-Totalendoprothesen (Knie-TEP) 
• Versorgung von Früh- und Neugeborenen mit einem Geburtsge-

wicht von unter 1.250 Gramm 

Die Mindestmengenregelungen geben vor, dass ein Krankenhaus solche 
Leistungen, für die Mindestmengen festgelegt sind, im jeweils nächsten 
Kalenderjahr nur dann erbringen darf, wenn die bisher mit den Kranken-
kassen abgerechnete Anzahl der Fälle das Erreichen der geforderten 
Menge wahrscheinlich werden lassen. Der Krankenhausträger hat diese 
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  Prognose gegenüber den Landesverbänden der Krankenkassen und den 
Ersatzkassen jährlich darzulegen. 

Eine Ausnahme von dieser Vorgabe ist nur möglich, wenn ein Kranken-
haus eine Leistung erstmalig oder erneut erbringen möchte oder wenn 
der G-BA für die Leistung den Ausnahmetatbestand „hohe Qualität“ vor-
gesehen hat. Darüber hinaus können in den Mindestmengenregelungen 
leistungsspezifische Ausnahmetatbestände festgelegt werden. Für den 
Fall, dass für eine Leistung eine Mindestmenge neu festgelegt, erhöht  
oder ein Arztbezug für die Bemessung eingeführt wird, gilt eine Über-
gangsfrist von gewöhnlich 12, jedoch maximal 24 Monaten. In dieser 
Zeit müssen Krankenhäuser die Mindestmenge nicht vollständig erfüllen 
und können die Leistungen dennoch erbringen sowie abrechnen. 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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